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I. 

Grundsätzliches



• W-VO ist am 18.8.2024 in Kraft getreten (Verordnung 
(EU) 2022/869)

• setzt quantitative Ziele (wiederherzustellende Gebiete & 
Zeitrahmen) mit entsprechenden Etappen bis 2030, 2040 
und 2050

• aufgrund ihrer Rechtsnatur wirkt die Verordnung 
unmittelbar (Art. 288 Abs. 2 AEUV

• definiert unterschiedliche Indikatoren
• soll auf Grundlage der bestehenden Zuständigkeiten 

durchgeführt werden
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Artikel 4
Wiederherstellung von Land-, Küsten- 
und Süßwasserökosystemen

• Mitgliedstaaten müssen die 
Wiederherstellungsmaßnahmen 
ergreifen, die erforderlich sind, 
um die Flächen der 
verschiedenen 
Lebensraumtypen, die sich nicht 
in einem guten Zustand 
befinden, in einen guten 
Zustand zu versetzen

Bis 2030

• 30 % der Wälder, Grasland, Feuchtgebiete, 
Flüsse, Seen, Korallenbänke usw., die sich 
derzeit in einem „schlechten Zustand“ befinden 

Bis 2040
• 60 % und 

Bis 2050

• 90 %, wobei Natura-2000-Standorte Vorrang 
haben (siehe Art. 4 Abs. 1 lit. b)

Verbesserung bestehender Lebensraumtypen



Artikel 4
Wiederherstellung von Land-, Küsten- 
und Süßwasserökosystemen

• Art. 4 Abs. 4
Neuetablierung von Lebensraumtypen 
auf zusätzlichen Flächen 

• Art. 4 Abs. 7
Wiederherstellung der Habitate der 
Natura-2000-Arten bis ausreichende 
Habitat-Qualität und –Quantität 
erreicht sind

• Art. 4 Abs. 11
Neues Verschlechterungsverbot, d.h. 
wiederhergestellte Flächen dürften sich 
nicht wieder verschlechtern 

Bis 2030

• 30 % der zusätzlichen Fläche, die keinen der 
aufgeführten Lebensraumtypen entsprechen

Bis 2040
• 60 % und 

Bis 2050

• 100 % der zusätzlichen Fläche ergriffen, die 
erforderlich ist, um die günstige Gesamtfläche für 
jede in Anhang I aufgeführte Gruppe von 
Lebensraumtypen zu erreichen

Neuetablierung von Lebensraumtypen



II. 

Landwirtchaftliche
Ökosysteme



Artikel 11 
Wiederherstellung landwirtschaftlicher Ökosysteme 

(1) Zusätzlich zu den Flächen, die Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 4 Absätze 1, 4 und 7 unterliegen, ergreifen die Mitgliedstaaten 
Wiederherstellungsmaßnahmen, die erforderlich sind, um die biologische 
Vielfalt von landwirtschaftlichen Ökosystemen zu verbessern, wobei dem 
Klimawandel, den sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnissen von 
ländlichen Gebieten sowie der Notwendigkeit, die nachhaltige 
landwirtschaftliche Erzeugung in der Union sicherzustellen, Rechnung 
getragen wird.  



• Art. 11. Abs. 2 W-VO: 
Staaten müssen Maßnahmen ergreifen, mit welchen ein Aufwärtstrend bei 
mindestens zwei der folgenden drei Indikatoren für landwirtschaftliche 
Ökosysteme erreicht wird, bis ein zufriedenstellendes Niveau erreicht ist:

Index der 
Grünlandschmetterlinge

Vorrat an organischem 
Kohlenstoff in 
mineralischen 
Ackerböden

Anteil 
landwirtschaftlicher 
Flächen mit 
Landschaftselementen 
mit großer Vielfalt



• Artikel 11 Absatz 3 W-VO: 
Die Mitgliedstaaten ergreifen Wiederherstellungsmaßnahmen, die darauf 
abzielen, dass der Index häufiger Feldvogelarten auf nationaler Ebene auf 
der Grundlage der in Anhang V genannten Arten (indexiert am 1. 
September 2025 = 100) folgende Werte erreicht:

Historisch stark erschöpfte 
Feldvogelpopulationen gemäß 

Anhang V 

Historisch weniger stark erschöpfte 
Feldvogelpopulationen gemäß 

Anhang V

• 110 bis Jahr 2030
• 120 bis Jahr 2040 
• 130 bis Jahr 2050

• 105 bis Jahr 2030
• 110 bis Jahr 2040 
• 115 bis Jahr 2050



• Art. 11. Abs. 4 W-VO: 
Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, die darauf abzielen, dass 
organische Böden, die landwirtschaftlich genutzt werden und bei denen es 
sich um entwässerte Moorböden handelt, wiederhergestellt werden. 

Jahr 2030

30 % hergestellt

Ein Viertel 

wiedervernässt

Jahr 2040

40 % hergestellt

Ein Drittel 

wiedervernässt

Jahr 2050

50 % hergestellt

Ein Drittel 

wiedervernässt



• HÖCHST Problematisch ist Regelung in Art. 11 Absatz 4: 

Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Zielvorgaben für die 
Wiedervernässung gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c zu 
erreichen, bedeutet nicht, dass Landwirte und private Landbesitzer — für 
die die Wiedervernässung auf landwirtschaftlichen Flächen weiterhin 
freiwillig ist — zur Wiedervernässung ihrer Flächen verpflichtet sind,  
unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus dem nationalen Recht 
ergeben. 

Resultat: 
Grundsatz der Freiwilligkeit gilt damit nur auf europarechtlicher – nicht jedoch 
auf nationalrechtlicher Ebene! Ordnungsrecht bleibt möglich. 



III. 

Forstwirtchaftliche
Ökosysteme



Artikel 12 Absatz 1 W-VO

Wiederherstellung von Waldökosystemen

(1) Zusätzlich zu den Flächen, die Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 4 Absätze 1, 4 und 7 unterliegen, ergreifen die Mitgliedstaaten die 
Wiederherstellungsmaßnahmen, die erforderlich sind, um die biologische 
Vielfalt von Waldökosystemen zu verbessern, unter Berücksichtigung der 
Risiken von Waldbränden.



Sieben Indikatoren nach Artikel 12 Absatz 3 W-VO

Totholz 

liegend

Totholz 

stehend

Anteil Wälder 
uneinheitlicher 
Altersstruktur

Anteil Wälder 
>50% heimische 

Baumarten

Durchschn. 
Anzahl 

Baumarten

Gespeicherter 
organischer 

Kohlenstoff im 
Boden

Waldvernetzun
g (Index)

6 von 7 Indikatoren für nat. Wiederherstellungspläne auswählen



Artikel 12 Absatz 2 W-VO

(2) Die Mitgliedstaaten erreichen auf nationaler Ebene einen Aufwärtstrend 
bei dem Index häufiger Waldvogelarten gemäß Anhang VI, gemessen im 
Zeitraum vom 18. August 2024 bis zum 31. Dezember 2030 und danach alle 
sechs Jahre, bis ein gemäß Artikel 14 Absatz 5 festgelegtes zufriedenstellendes 
Niveau erreicht ist.

→ Waldvogelindikator ist verpflichtend!

Problem: 
Nationaler „Waldvogelindikator“ (Biodiversitätsstrategie) vs. europäischer „Index 
häufiger Waldvogelarten“ (siehe nächste Folie)



Interpretationsspielraum bzw. Unsicherheit: 

• Nationaler Waldvogelindikator berücksichtigt Bestände von 10 Waldvogelarten 
(Baumpieper, Fitis, Grauspecht, Kleiber, Kleinspecht, Schwarzspecht, Schwarzstorch, 
Sumpfmeise, Waldlaubsänger, Weidenmeise) und deren Entwicklung über die Jahre; 2019 
wurde ein Wert von 81 % erreicht (2030-Zielwert: 100)

• Europäischer Index häufiger Waldvogelarten (common forest bird index) hat keine 
einschränkende nationale Artenauswahl, sondern misst 34 Vogelarten; Liste enthält 
sowohl typische Waldarten als auch Arten, die in anderen Lebensräumen vorkommen, 
solange Wälder zu den Hauptlebensräumen gehören; gemessen wird Populationsindex 
(1990=100), aktueller Wert: 96,68 (BfN/Thünen) 

→ Keine Deckung der beiden Indikatoren!
Beispielhafte Unterschiede: 
• Grauspecht ist in Deutschland als Indikatorart wichtig, spielt aber im EU-Index eine 

geringe Rolle – 
• Buchfink oder Amsel sind häufige Waldarten in Europa und tauchen im europäischen 

Index auf, sind aber keine Indikatorart in Deutschland, da zu unspezifisch



IV. 

Nationaler
Wiederherstellungsplan



Geplante Erarbeitung des NWP

Arbeiten auf LandesebeneBund-Länder-ZusammenarbeitArbeiten auf Bundesebene

• Die Erstellung des Nationalen 
Wiederherstellungsplans 
(NWP) wird vom BMUKN 
koordiniert. 

• Etablierung eines 
Austauschformates auf 
Ebene der Bundesressorts 

• Erarbeitung von 
Datengrundlagen und 
Maßnahmen auf 
Bundesebene 

• Befassung bestehender 
Bund-Länder-Gremien und 
Gründung Untergremien zur 
spezifischen Begleitung der 
Erarbeitung des Nationalen 
Wiederherstellungs-plans 
(NWP) 

• Konstituierung der 
BundLänder-
Koordinierungsrunde (BL-KG) 
zur W-VO 

• Austausch von Bundes- und 
Landesbehörden in einer 
Facharbeitsgruppe 

• Organisation der 
Durchführung der W-VO auf 
Landesebene und 
Vorbereitung der 
Implementierung von 
Maßnahmen. 

• Erarbeitung von 
Datengrundlagen und 
Maßnahmen auf 
Landesebene



Bund-Länder-Koordinierungsgruppe

• Diffuse Prozess-Organisation
• Federführung: BMUKN und 

Land Niedersachsen
• fast 30 AGs



Gemeinsame Stellungname der Bundesländer zum Durchführungsgesetz 

• Einige Bundesländer haben mit Schreiben vom 
08.08.2025 auf den Referentenentwurf eines 
Durchführungsgesetzes abgelehnt

• Abgelehnt wird:
• die geplante Änderung der Zuständigkeit für 

die Umsetzung des BNatSchG
• die Ausgestaltung der Ermächtigungen zum 

Erlass von Rechtsverordnungen
• den viel zu knappen Zeitplan für die 

Abstimmung zum Gesetz und
• die Nichtbeteiligung der für Land- und 

Forstwirtschaft zuständigen Ministerien der 
Bundesländer. 

→ FABLF und AGDW haben eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben



Arbeits- und Strategiepapier von Dombert-Rechtsanwälte: 

Ein von AGDW und FABLF in Auftrag gegebenes Arbeits- und Strategiepapier bei 
Dombert Rechtsanwäte kommt zu folgenden Ergebnissen: 



V. 

Positionen des 
Verbandes



Wir lehnen die Wiederherstellungsverordnung in ihrer 
aktuellen Fassung ab. 

1. Grundsätzliche Ungeeignetheit
• wirksame „Wiederherstellung der Natur“ ist nur auf Grundlage eines 

partnerschaftlichen Ansatzes sowie unter Zugrundelegung des Grundsatzes 
der Freiwilligkeit zu erreichen

• Offener Widerspruch zu Art. 39 AEUV

2. Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft für die Gesellschaft beachten
• Die Land- und Forstwirtschaft gewährleistet die Versorgung mit 

Lebensmitteln, nachwachsenden Rohstoffen und Energie, trägt zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen in ländlichen Räumen bei und gestaltet die 
Kulturlandschaft

• Die nationalen Wiederherstellungspläne dürfen diese zentralen Leistungen 
nicht gefährden



3. Sicherstellung der land- und forstwirtschaftlichen Produktion
• Die wirtschaftliche Grundlage der Land- und Forstwirte darf durch 

Renaturierungsmaßnahmen nicht gefährdet werden
• Maßnahmen, die die Ertragsfähigkeit gefährden oder langfristige 

Investitionen in die land- und forstwirtschaftliche Infrastruktur 
beeinträchtigen, dürfen nicht zugelassen werden

4. Freiwilligkeit der Maßnahmen
• Freiwilligkeit ist ein entscheidender Faktor für die Akzeptanz und den Erfolg 

von Renaturierungsmaßnahmen
• Um langfristig tragfähige Lösungen zu etablieren, müssen 

marktwirtschaftliche Instrumente entwickelt werden, die die Umsetzung 
weitergehender Maßnahmen zugunsten des Natur und Umweltschutzes für 
Land- und Forstwirte sowie weitere Landnutzer wirtschaftlich attraktiv 
machen



5. Umfassende und weitreichende Beteiligung und Folgenabschätzung
• Die Land- und Forstwirtschaft muss als gleichwertiger Partner in den Planungs- 

und Umsetzungsprozess eingebunden werden, die Verordnung sollte daher 
verbindliche Vorgaben zur Beteiligung der Praxisakteure enthalten

• Vor der Umsetzung der Verordnung müssen sowohl die EU-Kommission als 
auch die Mitgliedstaaten detaillierte Folgenabschätzungen für die Land- und 
Forstwirtschaft sowie für private Eigentümer erstellen, diese Analysen müssen 
als Grundlage für alle weitergehenden Maßnahmen dienen

6. Zielindikatoren ungeeignet
• Die Verordnung sollte Mitgliedstaaten ausreichend Spielraum lassen, um 

Maßnahmen an die spezifischen Gegebenheiten vor Ort anzupassen
• Darüber hinaus sind die in der NRL formulierten Ziele und die damit 

einhergehenden Wiederherstellungsmaßnahmen als zu statisch und – im 
Ergebnis – nicht praxistauglich zu bewerten

• Im Zuge des voranschreitenden Klimawandels ist davon auszugehen, dass die 
Wiederherstellung vieler Lebensräume in ihrer ursprünglichen Form überhaupt 
nichtmehr möglich ist



7. Entschädigung für Bewirtschaftungseingriffe und Honorierung von Leistungen
• Die Umsetzung der Renaturierungsmaßnahmen darf keine wirtschaftlichen 

Nachteile für die Land- und Forstwirte mit sich bringen
• Die Leistungen, welche die Land- und Forstwirte im Rahmen der 

Wiederherstellung erbringen, müssen angemessen honoriert werden 
(Ökosystemleistungen)

• Dazu gehören Modelle, bei denen Land- und Forstwirte für die Bereitstellung 
ökologischer Leistungen, wie CO2-Speicherung durch Humusaufbau oder 
Renaturierung von Feuchtgebieten, finanziell honoriert werden. 

8. Praxisnahe Datenerhebung und Monitoring

• Die vorgesehenen Systeme zur Datenerhebung und zum Monitoring müssen so 
gestaltet werden, dass sie für Land- und Forstwirte einfach umzusetzen sind 

• Komplexe Berichtspflichten oder hohe bürokratische Hürden sind zu 
vermeiden



VI.

Anstehende Termine



Folgende Termine stehen an:

• Bis zum 10.09.2025: „Call for Evidence“: Positionen zu dem von uns mit 
Nachdruck geforderten Umwelt-Omnibus zur Vereinfachung bürokratischer 
Belastungen in der Land- und Forstwirtschaft (Rügeschreiben an die EU-
Kommission)

• Bis zum 03.10.2025: BMUKN und BfN Öffentlichkeitsbeteiligung über Online-
Portal

• 17.09.2025: BMLEH-Präsenz-Veranstaltung am in Berlin zu Art. 12 der W-VO 
(„Wiederherstellung von Waldökosystemen“) 

• 26.09.2025: Stakeholder-Workshop vom BMUKN und BfN Bereich 
Landwirtschaft – Beteiligung zur EU-Verordnung zur W-VO



„Call for Evidence“: Umwelt-Omnibus

→ War Anlass einer Rüge an die EU-Kommission.

• Im Rahmen dieses Beteiligungsverfahrens 
ermöglichte es ein Beteiligungstool des WWF, 
ohne vorherige Registrierung, eine 
Stellungnahme an die Kommission abzugeben

• Das Tool arbeitet mit vorformulierten 
Textbausteinen, nach Betätigung des Buttons 
„Nachricht vorschlagen lassen“ öffnet sich ein 
vorformulierter Text, der ohne wesentliche 
individuelle Anpassungen versandt werden 
kann.

• In der Folge sind über zehntausende 
Eingaben bei der Kommission eingegangen, 
von denen schätzungsweise rund 95 % aus 
dem Umfeld des WWF bzw. weiteren NGO 
stammen



BMLEH-Präsenz-Veranstaltung am 17. September 2025



Impuls von AGDW/FABLF
    [Hinweis: wird nochmal angepasst]
Max von Elverfeldt: 
• „80 % der Ökosysteme Europas in einem schlechten Zustand“* – Katastrophen-Narrativ von der EU-Kommission 

gesetzt
• Paradigmenwechsel: vom Verschlechterungsverbot zum Verbesserungsgebot – vom Schutzrecht zur 

Reparaturpflicht
• Fehlende Finanzierung auf EU- und nationaler Eben, keine Anreizsetzung möglich, drohendes Ordnungsrecht
• Wiederherstellung historischer Nutzungsformen und Naturzustände → Wirtschaftlichkeit der Landnutzung? 

Versorgungssicherheit? 
• Private Flächen betroffen: Die Verordnung verlangt die Meldung auch außerhalb von Natura-2000 – damit rückt 

auch Privatwald in den Fokus.
• Unmittelbare Wirkung: Das Verschlechterungsverbot greift schon jetzt – mit direkten Einschränkungen für 

Eigentümer und Betriebe – auch bzgl. Genehmigungsverfahren
• NRL war hoch umstritten, nur eine fragwürdig legitimierte Zustimmung Österreichs brachte im EU-Umweltrat am 

17. Juni 2024 die notwendige qualifizierte Mehrheit
 
Prof. Dr. Andreas Bitter:
• Statische Referenzen und kleinteiliger Flächenbezug trotz Klimawandel und Standortsdrift  fehlende Praktikabilität 
• Wiederhergestellte Flächen dürfen sich nicht wieder verschlechtern → neues Verschlechterungsverbot
• Verhältnis von Naturschutzrecht und Verpflichtungen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes zur W-VO ungeklärt
• Keine Beteiligung der Grundrechtsträger bei der Erarbeitung des Nationalen Wiederherstellungsplanes 
• Lediglich Kabinettsbeschluss geplant, keine Beteiligung Bundestag/Bundesrat
• „Steilvorlage“ für weiteres Biodiversitätsmonitoring



VII. 

Diskussion / 
Umsetzungsstand in 

den Ländern



des OVG Berlin-Brandenburg vom 16.05.2024 – 11 A 31/22 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

Marcus Jatzak, Ass. Jur. 
Justiziar
11.09.2025
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